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Protokoll der Vorstandssitzung vom 27. Mai 2020

Teilnehmer: siehe Anwesenheitsliste

Leitung: Reif Dr. Troppens

Protokoliffihrung: Frau Sienknecht

Tagungsort: Telefonkonferenz

Zeit: 10:00 bis 11:00

1. Bestätigung des Protokolls der Vorstandssitzung vom 29. April 2020

2. Berichte aus den Gremien der DKG / LKB

3. Aktuelle Entwicklungen in Bezug auf das Corona-Virus (COVID-19)

4. Aktuelle Entwicklungen im Bereich Qualitätssicherung „Projekt Krankenhausspiegel“

5. Vorbereitung der Mitgliederversammlung 2020

6. Verschiedenes

Aus gegebenem Anlass wird die Vorstandssitzung im Rahmen einer Telefonkonferenz durch

geflihrt. Die entsprechenden Einwahldaten wurden den Vorstandsmitgliedern vorab per E-Mail

übermittelt.

Von der LKB werden die Teilnehmer an der Telefonkonferenz abgefragt und festgehalten. Die

Beschlussf~higkeit wird über den gesamten Zeitraum der Telefonkonferenz festgestellt.



TOP 1 Bestätigung des Protokolls der Vorstandssitzung vom 29. April 2020

Das Protokoll der Vorstandssitzung der LKB vom 29. April 2020 wird in der vorgelegten Form

bestätigt.

TOP 2 Berichte aus den Gremien der »KG / LKB

Reif Dr. Troppens informiert über den aktuellen Stand der Beratungen in den Gremien der

DKG. Schwerpunkthemen der Sitzung des DKG-Präsidiums am 15. Mai 2020 waren die

Beratungen in dem vom BMG eingesetzten COVID-Fachbeirat und die vom DKG-Präsidium

einberufene Arbeitsgruppe „Zukünftige Ausgestaltung der medizinischen Versorgung“. In der

DKG-AG „Zukünftige Ausgestaltung der medizinischen Versorgung“ wird Brandenburg,

durch Herrn Jacob vertreten sein.

Herr Dr. Troppens führt aus, dass im Mittelpunkt der Erörterungen des Fachbeirats derzeit die

Weiterentwicklung bzw. Differenzierung der bisherigen „Leerstandspauschale“ ab dem

1. Juli 2020 stehe. Hierbei zeichne sich, auf der Basis eines von den im Beirat vertretenen

Professoren Augursky und Busse erarbeiteten Vorschlags, für den vollstationären, somatischen

Bereich ein CMI-adjustiertes (dreistufiges) Modell ab. Insgesamt sieht das Modell keine

Absenkung des Ausschüttungsvolumens vor. Für die stationären und teilstationären Leistungen

müsse jedoch von einer Absenkung der Pauschale ausgegangen werden. Herr Jacob teilt in

diesem Zusammenhang mit, dass das BMG derzeit eine Abfrage in den Ministerien der

Bundesländer zur Verteilung der Leerstandspauschale auf die KHEntgG- und BPflV-Bereiche

durchführt. Dies deutet auf ein getrenntes Vorgehen mit Blick auf die Gesamtsumme

Absenkung - der beiden Bereiche hin. Die Mehrkostenpauschale i.H.v. 50 € soll soweit be

kannt über die bisherige Befristung zum 30. Juni 2020 hinaus, mindestens bis zum

30. September 2020 weitergezahlt werden.

Die Finanzierungsregelungen ab dem 1. Oktober 2020 stehen derzeit noch nicht zur Diskussion.

Es bleibt abzuwarten, in welche Richtung sich die Diskussion bewegen wird. So sieht der

Vorschlag der Professoren u.a. vor, nur noch bestimmte Kliniken zukünftig zu „Corona

Krankenhäuser“ zu erklären. Grundsätzlich ist zu bedenken, dass schon angesichts des

finanziellen Umfangs, sowohl seitens des BMG als auch der Kostenträger wenig Bereitschaft

bestehen dürfte, den bisherigen Umfang an Ausgleichsmechanismen über den
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30. September 2020 hinaus fortzuführen. Aus Sicht der Kliniken müsse in der Diskussion aber

auch berücksichtigt werden, dass eine Bettenauslastung auf dem Niveau von vor Corona-Zeiten

aufgrund der bestehenden Hygieneregime auf absehbare Zeit nicht zu erreichen sein wird. Die

nächste Fachbeiratssitzung ist für Anfang Juni vorgesehen.

TOP 3 Aktuelle Entwicklungen in Bezug auf das Corona-Virus (COVID-19)

Herr Dr. Troppens erläutert, dass in der SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung die Passage

(ehemals § 8), in der die Krankenhäuser verpflichtet werden, ihre Kapazitäten zugunsten der

COVID-Vorhaltungen zu reduzieren, ersatzlos gestrichen wurde. Frau Ministerin

Nonnemacher hat in einem Schreiben vom 30. April 2020 konkretisierende Aufforderungen

und Hinwiesen an die Krankenhäuser zum Wiedereinstieg in die Regelversorgung übermittelt.

Hierin werden die Kliniken u.a. zur Wiederauffiahme elektiver Leistungen, zur Freihaltung von

25 Prozent der Intensivbetten für Covid-19-Patienten und zu einer dynamischen Steuerung der

Belegung je nach aktuellem Infektionsgeschehen aufgefordert. Leerstände aufNormalstationen

können bis auf 1000 Reservekapazität für COVID- 19 Patienten wieder gefüllt werden.

Gleichzeitig soll bei Wiederaufhahme einer Regelversorgung ein Maximum an Infektions

prävention gewährleitet werden.

Die Nichtverortung der vom MSGIV geforderten Punkte in der Eindämmungsverordnung wird

hinsichtlich der rechtlichen Verbindlichkeit von Seiten des Vorstands für kritisch erachtet. Die

Argumentationslinie für die Krankenhäuser wird allerdings dadurch nach erster Einschätzung

nicht verschlechtert. Allerdings ist auch hier darauf hinzuweisen, dass von einem Regelbetrieb

unter den gegebenen Voraussetzungen in absehbarer Zeit nicht ausgegangen werden kann.

Herr Jacob berichtet weiter, dass das MSGIV ein Testkonzept für Brandenburger Kranken

häuser angekündigt hat. Dafür wird das MSGIV kurzfristig auf die KVBB, die LÄKB und die

LKB zugehen. Hierbei ist aus Sicht der LKB auch die Finanzierung dieser Tests sicherzustellen.

Bezüglich der Testung von Patienten, die in Kliniken aufgenommen und behandelt werden,

wurde im Zweiten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei epidemischer Lage von nationaler

Tragweite eine bundeseinheitliche Regelung zur Finanzierung vorgesehen (Zusatzentgelt). Die

Höhe des Zusatzentgelts ist von den Vertragsparteien auf Bundesebene kurzfristig zu

verhandeln.








